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mevertrag ganz oder zum Teil auf eme bestehende oder 
dadurch gegründete Anstalt des öffentlichen Rechts m 
der Trägerschaft der LBS Westdeutsche Landesbauspar­
kasse auszugliedern. Im Falle der Ausgliederung auf eme 
dadurch gegründete Anstalt wIrd die LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse Träger der Anstalt und Inhaber des 
StammkapItals. DIe Anstalt hat emen Vorstand, dem die 
Geschäftsführung obliegt, und emen Verwaltungsrat. 
WeItere EinzelheIten über die Aufgaben, Befugmsse, Ver­
tretung und Rechtsverhältmsse der Anstalt SOWIe über 
die Zusammensetzung, Aufgaben und Befugmsse ihrer 
GremIen werden m emem von der LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse zu erlassenden Statut bestImmt, so­
weIt dieses Gesetz keme Regelung tnfft. In dem Statut 
kann vorgesehen werden, dass die Anstalt entsprechend 
der BestImmungen m § 7 an Verschmelzungen teilneh­
men kann. § 9 Absatz 1 und 2 gilt für die Anstalt ent­
sprechend. 

(2) Der Beschluss über die Ausgliederung nach Absatz 1 
bedarf der ZustImmung aller Träger. Nähere EinzelheI­
ten der Ausgliederung nach Absatz 1, msbesondere zu 
Voraussetzungen, Verfahren und Rechtsf9.lgen SOWIe zu 
ParteIen und Inhalt des Spaltungs- und Ubernahmever­
trages, können m der Satzung der LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse oder emer Ausgliederungssatzung 
der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse geregelt 
werden; § 2 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und § 7 Absatz 2 
Satz 2 zweIter Halbsatz SOWle § 7 Absatz 3 Sätze 2 bIS 3 
und Absatz 4 gelten entsprechend. Soll die Ausgliede­
rung auf emen ZeItpunkt zurückwIrken, der vor ihrem 
Wirksamwerden liegt, so 1St dem Antrag auf GenehmI­
gung bel der AufsIchtsbehörde eme Bilanz der LBS 
Westdeutsche Landesbausparkasse (Schlussbilanz) bel­
zufügen, die auf emen höchstens acht Monate vor der 
Antragstellung liegenden StIchtag aufgestellt worden 1St. 
Ausgliederungen nach Absatz 1 smd Ausgliederungen 1m 
Sinne des Umwandlungsgesetzes. SoweIt dieses Gesetz 
oder eme Satzung nach Satz 2 mcht etwas Anderes be­
stImmen, smd auf die Ausgliederung die Vorschnften des 
Dntten Buches des Umwandlungsgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Im Falle emer Ausgliederung des Bauspargeschäfts 
nach Absatz 1 ändert sIch der Anstaltszweck der LBS 
Westdeutsche Landesbausparkasse. Sie übt die sIch aus 
der Beteiligung an der Anstalt ergebenden Rechte aus 
und erbrmgt selbst oder durch Unternehmen, an denen 
SIe beteiligt 1St, DIenstleIstungen, die unmIttelbar oder 
mIttelb.9.r das Bauspargeschäft unterstützen. Ihre Firma 
1St m UberemstImmung mIt den geltenden Vorschnften 
durch Satzungsänderung anzupassen. 

§ 9 
Aufsicht 

(1) DIe staatliche AufsIcht über die LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse führt das Finanzmmlstenum des 
Landes Nordrhem-Westfalen. Dle AufsIcht erstreckt sIch 
darauf, dass die TätIgkeIt der LBS Westdeutsche Landes­
bausparkasse 1m Einklang mIt Recht und Gesetz steht. 

(2) DIe AufsIchtsbehörde kann sIch JederzeIt über die 
AngelegenheIten der LBS Westdeutsche Landesbauspar­
kasse unternchten, msbesondere sämtliche Geschäfts­
und Verwaltungsvorgänge nachprüfen SOWIe Benchte 
und Akten anfordern. HierbeI kann SIe sIch Gutachten 
externer Dntter bedienen; die Kosten hIerfür smd von 
der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse zu erstatten. 
Im Rahmen ihrer Befugmsse kann die AufsIchtsbehörde 
auch an den Sitzungen des Verwaltungsrates und semer 
Ausschüsse teilnehmen. 

(3) DIe AufsIchtsbehörde kann verlangen, dass die Or­
gane der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse zur Be­
handlung emer bestImmten AngelegenheIt emberufen 
werden. Sie kann Beschlüsse und Anordnungen der Or­
gane der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse, die das 
geltende Recht verletzen, aufheben und verlangen, dass 
Maßnahmen, die auf Grund derartIger Beschlüsse oder 
Anordnungen getroffen worden smd, rückgängIg ge­
macht werden. 

(4) Erfüllt die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse 
die ihr gesetzlich obliegenden Pflichten mcht oder 
kommt SIe dem Verlangen der AufsIchtsbehörde nach 

Absatz 2 Satz 1 mcht nach, so kann die AufsIchtsbe­
hörde die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse an­
weIsen, mnerhalb emer angemessenen Fnst das Erfor­
derliche zu veranlassen. Kommt die LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse der AnweIsung mcht mnerhalb der 
ihr gesetzten FrIst nach, so kann die AufsIchtsbehörde an 
Stelle der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse das 
Erforderliche anordnen und auf deren Kosten selbst 
durchführen oder durch eme Beauftragte oder emen Be­
auftragten durchführen lassen. 

§ 10 
Übergangsvorschriften 

(1) DIe m der Westdeutsche Landesbank Girozentrale 
am 1. August 2002 bestehenden Dlenstverembarungen 
gelten m der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse bIS 
zum Inkrafttreten neuer Dlenstverembarungen, die die 
LBS Westdeutsche Landesbausparkasse mIt den zustän­
digen Personalräten abschließt, fort. Gekündigte Dlenst­
verembarungen, die m der Westdeutschen Landesbank 
Girozentrale am 1. August 2002 NachwIrkung entfalten, 
gelten m der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse als 
gekündigte Dlenstverembarung nach Maßgabe der Be­
stImmungen des Landespersonalvertretungsgesetzes fort. 

(2) Alle Rechtshandlungen, die aus Anlass der m § 1 des 
Gesetzes über die LBS Westdeutsche Landesbauspar­
kasse vom 2. Juli 2002 (Gv. NRW. S. 284), zuletzt geän­
dert durch Artikel 102 des Gesetzes vom 5. April 2005 
(Gv. NRW. S. 351), geregelten Maßnahmen erforderlich 
werden, smd gebührenfreI. Das gilt auch für Beurkun­
dungs- und BeglaubIgungsgebühren. 

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

DIeses Gesetz tntt am Tag nach derVerkündung m Kraft. 
GlelchzeltIg trItt das Gesetz über die LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse vom 2. Juli 2002 (Gv. NRW. S. 284) 
außer Kraft. 

Düsseldorf, den 4. Juli 2014 

(L. S.) 

21260 

DIe LandesregIerung 
N ordrhem-Westfalen 

DIe Mimsterpräsldentm 

Hannelore K r a f t 

Der FinanzmImster 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor J ans 

Der Mimster 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Gv. NRW. 2014 S. 379 

Gesetz über die Zulassung von Zentren und über 
die Einrichtung der Ethikkommission für Präim­

plantationsdiagnostik in N ordrhein-Westfalen 
(Präimplantationsdiagnostikgesetz Nordrhein­

Westfalen - PIDG NRW) 
Vom 4. Juli 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hIermit verkündet wlrd: 

Gesetz über die Zulassung von Zentren und über die 
Einrichtung der Ethikkommission für Präimplantations­

diagnostik in Nordrhein -Westfalen (Präimplantations­
diagnostikgesetz Nordrhein-Westfalen - PIDG NRW) 
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§1 
Anwendungsbereich 

DIeses Gesetz regelt 

1. die Aufgaben der zuständigen Behörde für die Ertel­
lung der Zulassung zur Durchführung von Präim­
plantatIonsdiagnostik nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 
der PräimplantatIOnsdiagnostikverordnung vom 21. 
Februar 2013 (BGBL I S. 323) und 

2. die Zusammensetzung, die mterne Verfahrensrege­
lung, die Berufung der Mitglieder, die Dauer der Mit­
gliedschaft und die FinanzIerung der EthikkommIs­
SIon nach § 4 Absatz 1 und 4 der PräimplantatIOns­
diagnostikverordnung. 

§2 

Zuständige Behörde für die Zulassung von Zentren 
für Präimplantationsdiagnostik 

(1) Zuständig für die Zulassung von Zentren zur Durch­
führung der PräimplantatIOnsdiagnostik m Nordrhem­
Westfalen 1st die Arztekammer Westfalen-LIppe (Zu­
lassungsbehörde). Sie führt diese Aufgabe als 
Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach WeIsung durch. § 9 
Absatz 2 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mal 2000 (Gv. 
NRW. S. 403) m der Jeweils geltenden Fassung gilt ent­
sprechend. 

(2) Für das Land Nordrhem-Westfalen soll em Zentrum 
zugelassen werden. DIe Zulassungsbehörde erstattet der 
AufsIchtsbehörde jährlich nach Ablauf emes Kalender­
Jahres, spätestens bIS zum 1. März des folgenden Jahres, 
emen Bencht über die Anzahl der Anträge auf Zulas­
sung als Zentrum und die getroffenen EntscheIdungen. 

(3) Zur Kostendeckung der Aufgabe nach Absatz 1 und 2 
SOWIe § 3 Absatz 1 erhebt die Zulassungsbehörde von 
den Antragstellern Gebühren nach der Verwaltungsge­
bührenordnung der Arztekammer Westfalen-LIppe vom 
28. März 1981 (MBL NRW S. 1211) m der Jeweils gelten­
den Fassung. 

§3 
Überprüfung, Rücknahme und Widerruf der Zulassung 

(1) Jede Änderung VO!! genehmIgungsrelevanten Merk­
malen führt zu emer Uberprüf~ng der Zulassung durch 
die Zulassungsbehörde. Eine Uberprüfung findet auch 
dann statt, wenn Anhaltspunkte dafür bekannt werden, 
dass die Voraussetzungen zur Zulassung des Zentrums 
mcht mehr gegeben smd. Zu diesem Zweck können Be­
auftragte der Zulassungsbehörde Betnebsstätten nach 
Voranmeldung zu den üblichen GeschäftszeIten betreten, 
Unterlagen emsehen, Abschnften, Ablichtungen oder 
Auszüge anfertIgen SOWIe Auskünfte verlangen. Das 
Grundrecht der UnverletzlichkeIt der Wohnung (Artikel 
13 Absatz 1 des Grundgesetzes) wIrd msoweIt emge­
schränkt. Für die Dauer der Uberprüfung kann das 
Ruhen der Zulassung angeordnet werden. 

(2) Eine Anfechtungsklage gegen die Rücknahme, den 
Widerruf oder das Ruhen der Zulassung hat keme auf­
schIebende Wirkung. 

§4 

Jahresbericht und Register der Zentren 

(1) DIe zugelassenen Zentren smd verpflichtet, .der Zu­
lassungsbehörde die gemäß § 8 Absatz 2 Nummer 1 bIS 3 
der PräimplantatIOnsdiagnostikverordnung zu erheben­
den Daten jährlich nach Ablauf des KalenderJahres, spä­
testens bIS zum 1. März des folgenden Jahres m anony­
mlslerter Form zu übermItteln. Für die DatenübermItt­
lung nach Satz lISt das Formblatt nach § 8 Absatz 4 der 
PräimplantatIOnsdiagnostikverordnung zu verwenden. 
DIe Zulassungsbehörde stellt sIcher, dass die Angaben 
dokumentIert und zehn Jahre aufbewahrt werden. 

(2) DIe Zulassungsbehörde führt em RegIster der zuge­
lassenen Zentren mIt den Angaben, die Voraussetzung 
für die Erteilung der Zulassung waren. DIe für die Ertel­
lung der Zulassung maßgeblichen Dokumente smd zehn 
Jahre aufzubewahren. 

§5 

Zuständige Ethikkommission 

(1) DIe Ärztekammer Nordrhem ernchtet gemäß § 4 Ab­
satz 1 Satz 1 der PrälmplantatIOnsdiagnostikverordnung 
eme EthikkommIsSIOn, die die BezeIchnung "Präimplan­
ta tIonsdiagnostik -KommIsSIOn" trägt. DIese entscheIdet 
über Anträge, soweIt die AntragsberechtIgte eme Präim­
plantatIOnsdiagnostik m emem m Nordrhem-Westfalen 
zugelassenen Zentrum durchführen lassen will. 

(2) DIe PräimplantatIOnsdiagnostik-KommlssIOn gibt 
SIch eme Geschäftsordnung. 

(3) DIe PräimplantatIOnsdiagnostik-KommlssIOn kann 
SIch zur Erfüllung ihrer Aufgaben mIt KommISSIOnen 
anderer Länder zusammenschließen. DIe entsprechenden 
Verembarungen bedürfen der GenehmIgung des für Ge­
sundheIt zuständigen Mimstenums. 

§6 

Besetzung und Berufung der Mitglieder der Präimplan-
tationsdiagnostik -Kommission 

(1) DIe PräimplantatIonsdiagnostik-KommlssIOn setzt 
SIch aus den m § 4 Absatz 1 der PrälmplantatIOnsdiag­
nostikverordnung genannten Mitgliedern zusammen. DIe 
Sachverständigen der Fachnchtung Medizm nach § 4 
Absatz 1 Satz 3 der PrälmplantatIOnsdiagnostikverord­
nung setzen SIch aus Jeweils emer Person mIt Facharzt­
qualifikatIon aus dem GebIet der Humangenetik, der 
Frauenheilkunde und Geburtshilfe, der Kinder- und Ju­
gendmedizm und der Psychlatne und PsychotherapIe 
zusammen. DIe Sachverständigen der Fachnchtung 
Recht müssen die BefähIgung zum Richteramt haben. 
DIe Vertretungen der nach § 4 Absatz 1 Satz 3 letzter 
Halbsatz der PräimplantatIOnsdiagnostikverordnung 
maßgeblichen OrgamsatIonen smd durch diese zu man­
datIeren. 

(2) DIe Mitglieder der P~älmplantatIonsdiagnostik­
KommISSIOn werden von der Arztekammer Nordrhem 1m 
Einvernehmen mIt dem für GesundheIt zuständigen Mi­
mstermm berufen. Für Jedes Mitglied 1St mmdestens eme 
Stellvertretung für die entsprechende Interessengruppe, 
bel Sachverständigen der Fachnchtung Medizm eme 
Fachärztm oder em Facharzt des entsprechenden Ge­
bIets zu berufen. DIe Mitglieder werden für die Dauer 
von fünf Jahren berufen. Wiederberufungen smd zuläs­
SIg. 

(3) DIe Mitglieder der PräimplantatIOnsdiagnostik­
KommISSIOn wählen em Mitglied für den VorsItz und em 
weIteres Mitglied für den stellvertretenden VorsItz für 
die Dauer von fünf Jahren. DIe Wiederwahl 1St zuläSSIg. 

§7 

Geschäftsstelle 

Eine Geschäftsstelle bel der Ärztekammer Nordrhem 
unterstützt die PräimplantatIonsdiagnostik-KommlssIOn 
bel der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Sie führt msbe­
sondere folgende Aufgaben durch: 

1. Entgegennahme und Reglstnerung von Anträgen, 
Prüfung auf VollständigkeIt SOWIe die WeIterleItung 
der Unterlagen an die Mitglieder der PräimplantatI­
onsdiagnostik -KommISSIOn; 

2. Einladung der Mitglieder, VorbereItung der Sitzungen, 
AusfertIgung des Sitzungsprotokolls, Zustellung der 
EntscheIdung; 

3. Abrechnung der Aufwandsentschädigung der Mitglie­
der der PräimplantatIonsdiagnostik-KommlssIOn, Ab­
rechnung der Kosten beIgezogener Sachverständiger 
oder erstellter Gutachten, Erhebung und Veremnah­
mung der Gebühren; 

4. Erstellung emes jährlichen Benchts über die ArbeIt 
der PräimplantatIOnsdiagnostik-KommlssIOn 1m Rah­
men der Landesgesundheitsbenchterstattung nach 
§ 25 des Gesetzes über den öffentlichen GesundheIts­
dienst des Landes Nordrhem-Westfalen vom 25. No­
vember 1997 (Gv. NRW. S. 430) m der Jeweils gelten­
den Fassung. 
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Zur Kostendeckung ihrer Aufgaben erhebt die Ge­
schäftsstelle von der Antragstellerm Gebühren nach der 
Neufassung der Gebührenordnung der Ärztekammer 
Nordrhem vom 19. November 2005 (MBl. NRW 2006 
S. 384) m der Jeweils geltenden Fassung. 

§8 
Verfahren und Entscheidung über einen Antrag auf 

Durchführung der Präimplantationsdiagnostik 

DIe Sitzungen der Präimpl~ntatlOnsdiagnostik-Kommis­
SlOn smd mcht öffentlich. Uber Jede Sitzung 1st em Sit­
zungsprotokoll anzufertigen. 

§9 
Sachverständige und Gutachter 

DIe Antragsberechtigte 1st über die EntscheIdung, eme 
sachverständige Person gemäß § 6 Absatz 2 Nummer 2 
der PräimplantatlOnsdiagnostikverordnung beIzuzIehen 
oder em Gutachten gemäß § 6 Absatz 2 Nummer 3 der 
PrälmplantatIonsdiagnostikverordnung emzuholen, un­
verzüglich zu unternchten. Ihr 1st em Widerspruchsrecht 
mnerhalb emer angemessenen Fnst emzuräumen. Ist 
die PräimplantatIonsdiagnostik-KommisslOn auf Grund 
emes Widerspruchs der AntragsberechtIgten an der Bel­
zIehung emer sachverständigen Person oder der Einho­
lung emes Gutachtens gehmdert, so gehen darauf beru­
hende Unklarheiten bel der Beurteilung des Antrags zu 
Lasten der AntragsberechtIgten. Widerspncht die An­
tragsberechtIgte der Beauftragung emer bestimmten 
sachverständigen Person, so 1st eme andere sachverstän­
dige Person zu bestellen. Ein erneutes Widerspruchsrecht 
besteht mcht. 

§ 10 
Ausscheiden aus der Präimplantationsdiagnostik-

Kommission 

(1) Jedes Mitglied der PräimplantatIonsdiagnostik­
KommISSIon kann ohne Angabe von Gr~nden durch 
schnftliche Erklärung gegenüber der Arztekammer 
Nordrhem sem AusscheIden aus der PräimplantatlOnsdi­
agnostik-KommisslOn erklären. 

(2) DIe Mitglieder der PräimplantatlOnsdiagnostik­
KommISSIon können aus wIchtigem Grund abberufen 
werden. Das Mitglied 1St vorher anzuhören. Ein wIchti­
ger Grund für die Abberufung liegt msbesondere dann 
vor, wenn das Mitglied seme mit der Mitgliedschaft zu­
sammenhängenden Pflichten gröblich oder wIederholt 
verletzt, sIch als unwürdig erweIst oder seme TätigkeIt m 
der PräImplantatlOnsdiagnostik-KommisslOn mcht mehr 
ordnungsg~mäß ausüben kann. DIe Abberufung erfolgt 
durch die Arztekammer N ordrhem 1m Einvernehmen mIt 
dem für GesundheIt zuständigen Mimstenum. 

(3) DIe m emem Verfahren der PräimplantatlOnsdiag­
nostik-KommisslOn getroffene EntscheIdung kann keI­
nen Grund für die Abberufung emes Mitglieds der Prä­
Implanta tIonsdiagnostik -KommiSSlOn darstellen. 

(4) ScheIdet em Mitglied oder stellvertretendes Mitglied 
aus oder wIrd es aus wIchtigem Grund abberufen, so 
wIrd für die verbleibende Dauer des BerufungszeItraums 
em neues Mitglied bezIehungsweIse stellvertretendes 
Mitglied für die entsprechende Interessengruppe, bel 
Sachverständigen der Fachnchtung Medizm eme Fach­
ärztm oder em Facharzt des entsprechenden GebIets be­
rufen. GleIches gilt für den Vorsitz und den stellvertre­
tenden VorsItz. Wiederberufungen smd zuläsSIg. 

§11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

DIeses Gesetz tntt sechs Monate nach der Verkündung m 
Kraft und mIt Ablauf des 31. Dezember 2019 außer 
Kraft. 

Düsseldorf, den 4. Juli 2014 

DIe LandesregIerung 
N ordrhem -Westfalen 

(L. S.) 
DIe Mimsterpräsldentm 

Hannelore K r a f t 

91 

Der Finanzmmlster 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor J ans 

Der Mimster 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Der Mimster 
für Arbeit, IntegratlOn und SOZIales 

Guntram S c h n eId e r 

Der JustIzmimster 

Thomas K u t s c hat y 

DIe Mimsterm 
für InnovatlOn, Wissenschaft und Forschung 

SvenJa Sc h u I z e 

DIe Mimsterm 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute Sc h ä f e r 

Die Mimsterm 
für GesundheIt, EmanZIpation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

GY NRW 2014 S. 381 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur 

Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Straßenrecht und Eisenbahnkreuzungsrecht 

Vom 1. Juli 2014 

Auf Grund 

des § 5 Absatz 3 des LandesorgamsatlOnsgesetzes vom 
10. Juli 1962 (GY NRW S. 421), der zuletzt durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GY NRW. S. 462) geän­
dert worden 1St - msoweIt nach Anhörung des fachlich 
zuständigen Ausschusses des Landtags-

und 

des § 22 Absatz 4 Satz 2 des Bundesfernstraßengesetzes 
m der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Jum 2007 
(BGBl. I S. 1206) 

verordnet die LandesregIerung: 

Artikel 1 

§ 7 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Straßenrecht und Eisenbahnkreuzungsrecht 
vom 26. Januar 2010 (GY NRW. S. 125), die zuletzt durch 
Verordnung vom 27. November 2012 (GY NRW. S. 617) 
geändert worden 1st, wIrd WIe folgt geändert: 

1. In der Überschnft werden das Komma und das Wort 
"Benchtspflichten" gestnchen. 

2. Absatz 1 Satz 2 wIrd aufgehoben. 

Artikel 2 

DIese Verordnung tntt am Tag nach der Verkündung m 
Kraft. 
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